
begründet und überzeugend sind, ob sich aus ihnen die 
unbedingte Richtigkeit der Schuldfeststellung ergibt. 
Die Urteilsformel enthält die Entschließung, die Urteils­
gründe — so beschloß Kammergerichtspräsident Ranke 
seine Ausführungen — sagen aus, warum diese Ent­
schließung richtig ist, warum sie nur so und nicht 
anders sein konnte.

Die Richtigkeit und Bedeutung dieses Diskussions­
beitrags wurde von mehreren Diskussionsrednern unter­
strichen und die Frage aufgeworfen, wie der Praxis eine 
die Gefahren der Schemenbildung vermeidende Anlei­
tung gegeben werden kann für den richtigen, d. h. den 
Anforderungen der Gesetzlichkeit und den Besonder­
heiten der jeweiligen Sache entsprechenden Inhalt der 
Urteilsgründe, der wiederum die Gliederung, die logisch 
richtige Reihenfolge der Darstellung bestimmt. Uner­
läßlich ist hierfür eine Auswertung der Erfahrungen 
der Praxis, einer Vielzahl von Urteilen, so sagte Staats­
sekretär Dr. T o e p 1 i t z. Die Auswertung muß, so be­
betonten auch Dozent Dr. L e k s c h a s  und der stellvertr. 
Direktor des Deutschen Instituts für Rechtswissen­
schaft, B ü t t n e r ,  unter dem Gesichtspunkt er­
folgen, ob der Inhalt der Urteilsgründe den Anforde­
rungen der Gesetzlichkeit und den Besonderheiten der 
konkreten Sache gerecht wird und, falls das zutrifft, ob 
diesem Inhalt auch die Form, die Gliederung der Ur­
teilsgründe entspricht. Durch eine so gewonnene Ver­
allgemeinerung der Erfahrungen der Praxis und durch 
die Auswertung der Arbeitstagung der Abteilung 
Prozeßrecht können und müssen die Grundlagen dafür 
geschaffen werden, die Prinzipien auszuarbeiten, die 
den notwendigen Inhalt der Urteilsgründe bestimmen. 
Als eine weitere Hilfe für die Praxis, so wurde vor­
geschlagen, solle die „Neue Justiz“ künftig mit ein­
gehender Besprechung Urteile veröffentlichen, die ty­
pische Mängel in den Urteilsgründen aufweisen. 
Gewarnt wurde jedoch davor, solche Urteile zu veröf­
fentlichen, die gute Beispiele sein sollen. Das würde 
für viele Praktiker die Gefahr mit sich bringen, diese 
Beispiele für sogenannte „ähnliche Fälle“ als Muster 
zu verwenden. Damit würde jedoch ein Urteilsschema 
geschaffen; denn in Anbetracht der Besonderheiten 
jeder Strafsache gibt es keine „ähnlichen Fälle“. Die 
Vielgestaltigkeit der Erscheinungen des gesellschaft­
lichen Lebens schließt es aus, das, was in einem Fall 
richtig ist, schematisch auf einen anderen Fall zu über­
tragen.

V.

Bei dem Versuch, die Ergebnisse der Arbeitstagung 
der Abteilung Prozeßrecht zusammenzufassen, soll an 
den Gedanken angeknüpft werden, den der Referent 
unter Auswertung der Erkenntnisse der Sowjetwissen­
schaft zur Bedeutung der Urteile unserer Gerichte 
vortrug, nämlich daß das rechtskräftige Strafurteil zur 
allgemeingültigen, an alle Organe und Bürger des 
Staates gerichteten Forderung wird, an deren Verwirk­
lichung sie im Rahmen ihrer Pflichten mitzuwirken 
haben. Angesichts dieser großen Bedeutung der Straf­
urteile kann deren Inhalt und Gestaltung nicht dem 
subiektiven Ermessen des einzelnen Richters oder gar 
Zufälligkeiten überlassen bleiben. Der Staat muß viel­
mehr hohe Anforderungen an die Qualität jedes Urteils 
stellen, Anforderungen, die in unseren Gesetzen ihren 
Ausdruck gefunden haben. Aus unseren Gesetzen sind 
deshalb die Prinzipien abzuleiten, die den Inhalt des 
Urteils bestimmen,.

Dabei muß unterschieden werden zwischen dem all­
gemein bei allen Urteilen notwendigen Mindestinhalt, 
der sich aus den Vorschriften des Prozeßrechts ergibt, 
die Kammergerichtspräsident Ranke in seinem Diskus­
sionsbeitrag anführte, und dem in der konkreten Sache 
notwendigen Inhalt, der ergänzend bestimmt wird 
durch die zur Anwendung gelangenden Vorschriften 
des Strafrechts und die Besonderheiten der jeweiligen 
Sache, Der konkrete Inhalt bestimmt aber wiederum 
den richtigen, d. h. den nach den Gesetzen der Log!k 
ihm entsprechenden Aufbau der Urteilsgründe, deren 
Gliederung und Form.

Wenn nachstehend versucht wird, einige Gedanken 
über die Prinzipien zu formulieren, die sich aus § 2

GVG und §§ 2, 223 StPO in Verbindung mit §§ 220, 
200 StPO ergeben und den notwendigen Inhalt aller 
Urteilsgründe verurteilender Strafurteile erster Instanz 
bestimmen, so muß davor gewarnt werden, hierin ein 
fertiges Resultat erblicken zu wollen. Es kann sich da­
bei nur um eine Anregung für die notwendige wissen­
schaftliche Diskussion handeln. — Solche allgemeinen 
Erfordernisse für den Inhalt der Urteilsgründe sind:

1) Die klare, konzentrierte und bestimmte Darstel­
lung des Sachverhalts, die genaue Feststellung der Tat 
nach Zeit, Ort, Ausführung und Wirkung, nach Mo­
tiven, Ursachen und gesellschaftlichen Zusammen­
hängen.

2) Die Anführung der Beweise, d. h. der Tatsachen, 
aus denen das Gericht seine Überzeugung von der Tat 
des Angeklagten herleitet.

3) Die Anwendung des Strafgesetzes, die Subsumtion. 
Die Strafbestimmung ist zu bezeichnen und — falls 
notwendig — ihr Inhalt, ihre Bedeutung zu behandeln. 
Die Schuld des Täters muß überzeugend begründet 
werden, ferner der Grad seiner Verantwortlichkeit und 
der Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit.

4) Alle diese Feststellungen müssen zusammenhän­
gend und so gebracht werden, daß sich aus der ganzen 
Darstellung die verhängte Strafe nach Art und Höhe 
als die gerechte und notwendige Maßnahme überzeu­
gend ergibt, daß diese Entscheidung als allein möglich, 
gesetzlich und deshalb richtig unerschütterlich dasteht.

5) Das Urteil ist seinem Wesen nach eine Entschlie­
ßung. Deshalb müssen die Urteilsgründe bei Beachtung 
aller angeführten Erfordernisse Weitschweifigkeit ver­
meiden und auf das Wesentliche konzentriert sein. Das 
Gericht muß seine Überzeugung prägnant und be­
stimmt darlegen.

Welchen Umfang die einzelnen Teile der notwendi­
gen Darstellung haben müssen, was in dem einen Fall 
wesentlich und im anderen Fall weniger bedeutsam ist, 
das hängt von der im konkreten Fall anzuwendenden 
strafrechtlichen Bestimmung und den Besonderheiten je­
des Einzelfalles ab. Wie, in welcher Reihenfolge und Glie­
derung die Darstellung zu bringen ist, dafür kann je­
doch überhaupt keine allgemeine Regel gegeben wer­
den; denn sie wäre nur ein undialektisches Schema, 
ein starres Dogma. In dieser Frage wird die Praxis sich 
davon leiten lassen müssen, daß die Form dem von der 
Gesetzlichkeit und den Besonderheiten des Einzelfalles 
bestimmten konkreten Inhalt entsprechen muß.

Mit diesen ersten bescheidenen Ergebnissen ist das 
neue Urteil noch lange nicht geschaffen, zumal hinsicht­
lich des freisprechenden Urteils noch gar keine Schluß­
folgerungen möglich sind. Dazu bedarf es ernsthafter 
Arbeit der Praktiker und Wissenschaftler, Insbeson­
dere wird es erforderlich sein, den wissenschaftlichen 
Meinungsstreit um die Fragen des Urteils in der Ab­
teilung Prozeßrecht des Deutschen Instituts für Rechts­
wissenschaft und in unseren wissenschaftlichen Fach­
zeitschriften „Staat und Recht“ und „Neue Justiz“ fort­
zusetzen. Dabei müssen Wissenschaft und Praxis eine 
ständige enge Verbindung haben, um den Wissenschaft­
lern die Erfahrung der Praxis und den Praktikern die 
Erkenntnisse der Wissenschaft zugänglich zu machen. 
So — aber auch nur so —1 wird es gelingen, die gemein­
same Aufgabe von Wissenschaft und Praxis zu lösen, 
die Vizepräsident Dr. Benjamin auf der 11. Arbeits­
tagung des Ministeriums der Justiz gekennzeichnet 
hat,

„die neue Urtedisform zu finden als einen weiteren 
Schritt zur Festigung unserer Gesetzlichkeit“3).
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